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Vorgeschichte

Am 9. September 2010 habe ich bereits eine gleichlautende Motion eingereicht. Diese wurde am 14.

April 2011 ganz knapp mit 39:37 Stimmen abgelehnt. Seit diesem Zeitpunkt hat sich einerseits die

Zusammensetzung der Mitglieder des Parlaments zu rund der Hälfte geändert und andererseits hat

sich auch die Problematik (s. Begründung) nicht verändert. Aus diesen Gründen - und auch weil ich

von verschiedenen Personen darum gebeten wurde - habe ich mich entschieden, diese Motion

(erneut) einzureichen. 

Begründung

In letzter Zeit konnte erneut beobachtet werden, dass Anbieter von sexuellen Dienstleistungen im

Baselbiet (z.B. Birsfelden und Reinach) mit Plakataushängen öffentlich Werbung machen für ihre

Dienstleistungen. 

Da diese Plakate zumindest teilweise auf öffentlichem Grund ausgehängt worden sind, können sich

die daran vorbeigehenden Menschen, insbesondere Kinder, dieser Werbung nicht entziehen.

Mehrmals wurde aber schon von Experten darauf hingewiesen, dass der Umgang insbesondere von

Kindern und Jugendlichen mit der Sexualität auch davon abhängt, was sie vorgesetzt bekommen.

So wie Tabakwerbung aufgrund des Schutzes der Gesundheit verboten ist, sollte auch Werbung für

sexuelle Dienstleistungen aufgrund des Schutzes der Menschenwürde (Art. 7 der Bundesverfas-

sung) verboten werden, damit sich niemand von solcher Werbung beeinträchtig fühlen muss. 

Ausserdem gibt es leider bei den Anbietern von sexuellen Dienstleistungen jmmer wieder Fälle von

Frauenhandel und Zwangsprostitution. Die Behörden haben zu wenige Ressourcen, um genügend

Kontrollen durchzuführen. Es bräuchte griffigere Massnahmen, damit der Frauenhandel und die

Zwangsprostitution eingedämmt werden könnte. 

Mit dem zur Verfügung stellen von Plakatwänden fördert der Kanton diese Dienstleistungen zusätz-

lich und damit indirekt auch Frauenhandel und Zwangsprostitution. 

Antrag

Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Parlament die gesetzlichen Grundlagen für ein

Verbot von auf öffentlichem Grund stehender Plakatwerbung für sexuelle Dienstleistungen im

Kanton Basel- Landschaft zu unterbreiten. 
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